
438 Neue Justiz 11/88

Die Verfolgung jüdischer Rechtsanwälte in der Nazizeit
Rechtsanwalt HANS-GERHARD CHEIM,
Mitglied des Kollegiums der Rechtsanwälte in Berlin

Vor 50 Jahren, in der Nacht vom 9. zum 10. November 1938, 
fand der von der Naziführung organisierte „größte Juden­
pogrom der Weltgeschichte“! statt, der unter der verharmlo­
senden Bezeichnung „Reichskristallnacht“ bekannt wurde: 
Nach offiziösen Berichten wurden 91 Juden in dieser Nacht 
ermordet; viele erlagen jedoch später noch den Repressalien 
oder begingen Selbstmord. Mehr als 20 000 Juden wurden in 
den folgenden Tagen in Konzentrationslager verschleppt. 
281 Synagogen wurden angezündet, über 7 500 jüdische Ge­
schäfte, Wohnhäuser und Schulen zerstört und ausgeraubt.1 2 3 
Den jüdischen Bürgern wurde durch Verordnung der Nazi- 
Regierung vom 12. November 1938 (RGBl. I S. 1581) eine kol­
lektive Geldbuße von 1 Milliarde Reichsmark auferlegt. Die 
Nazis nutzten die Gelegenheit, sich durch „Arisierung“ jüdi­
scher Betriebe und Banken zu bereichern.

Der Pogrom vom November 1938 war nur der erste Höhe­
punkt der von den Nazis systematisch betriebenen Juden­
verfolgung, die sich zum millionenfachen Massenmord in den 
faschistischen Vernichtungslagern in ganz Europa steigern 
sollte.

Die Verfolgung der Juden durch das Naziregime ist im 
Nürnberger Prozeß gegen die Hauptkriegsverbrecher mit 
größter Ausführlichkeit bewiesen worden. Sie ist — wie es im 
Nürnberger Urteil heißt — „ein einziger Bericht von konse­
quenter und systematischer Unmenschlichkeit größten Stils“.2 
Durch eine Fülle von Gesetzen, Verordnungen und Erlassen 
versuchten die Nazis den Verfolgungs- und Ausrottungsmaß­
nahmen eine scheinlegale Grundlage zu geben. Das von ihnen 
„organisierte System der Grausamkeit und Ungerechtig­
keit ..., begangen im Namen des Rechts unter der Autorität 
des Justizministeriums und mit Hilfe der Gerichte“4, ist im 
Urteil des US-amerikanischen Militärgerichts im Nürnberger 
Juristenprozeß von 1947 wie auch im Urteil des Obersten Ge­
richts der DDR gegen Dr. Hans Globke5 präzise dokumentiert.

Die Erinnerung an den Pogrom vom November 1938, von 
dessen Auswirkungen auch viele jüdische Juristen betroffen 
waren — soweit sie nicht bereits vorher in KZ-Lager ein­
geliefert oder zur Emigration gezwungen worden waren —, soll 
Anlaß sein, hier speziell die nazistischen Maßnahmen zur Ver­
folgung jüdischer Rechtsanwälte darzustellen.

Die „Entjudung“ der Anwaltschaft zwischen 1933 und 1935

Schon Anfang März 1933 forderte der „Bund Nationalsoziali­
stischer Deutscher Juristen“ — gestützt auf Punkt 4 des Partei­
programms der Nazipartei, wonach kein Jude „Volksgenosse“ 
sein konnte —: „Für Angehörige fremder Rasse ist unverzüg­
lich die Zulassungssperre des Rechtsanwaltsberufs an deut­
schen Gerichten zu verhängen.“ Die Anwaltskammern sollten 
Juden- und marxistenfrei“ gemacht werden.6 Zur gleichen 
Zeit erklärte der damalige Reichskommissar für Justiz, Hans 
Frank, es gehöre zur „Politik der neuen Reichsregierung“, die 
Forderung durchzusetzen, „daß der deutsche Mensch sein 
Recht nur vom deutschen Volksgenossen gesprochen und er­
kämpft erhalte“.7

Damit war das Signal zu „spontanen Aktionen“ gegen jü­
dische Anwälte gegeben. Am 11. März 1933 durchkämmten 
SA-Trupps im damaligen Breslau die Sitzungssäle und An­
waltszimmer in den Gerichten und jagten jüdische Anwälte 
auf die Straße.8 In Köln wurde am 31. März 1933 ein Gerichts- 
gebäude von Nazihorden gestürmt, die sich der jüdischen 
Richter und Anwälte bemächtigten und sife auf Müllwagen 
durch die Stadt fuhren.9 In der Zeit vom März bis Mai 1933 
wurden mehrere jüdische Anwälte von Nazis ermordet, so 
z. B. in Berlin Günter Joachim, in Breslau Ernst Eckstein, im 
damaligen Chemnitz Dr. A. Weiner, in Kassel Dr. Max Plaut10 11, 
in Kiel Dr. Fritz Schümm und Spiegel, in München Alfred 
Strauß. Die namhaften Berliner Anwälte Dr. Alfred Apfel, 
Dr. Ludwig Barbasch und Hans Litten11, die als Verteidiger 
von Kommunisten bekannt waren, wurden unmittelbar nach

der Reichstagsbrandprovokation der Nazis in der Nacht vom 
27. zum 28. Februar 1933 in „Schutzhaft“ genommen.12 13

Parallel zu derartigen Gewaltakten verlief die administra­
tive „Entjudung“ der Anwaltschaft: Die Stadtverwaltung von 
Berlin verfügte Anfang März 1933, daß jüdische Anwälte und 
Notare nicht mehr in Rechtsangelegenheiten der Stadt tätig 
werden durften.12 Der Reichskommissar für die Preußische 
Justiz gab am 31. März 1933 einen Runderlaß heraus, wonach 
„nur noch bestimmte jüdische Anwälte, und zwar in einer 
Verhältniszahl, die dem Verhältnis der jüdischen Bevölkerung 
zur sonstigen Bevölkerung entspricht, auf treten“ konnten. 
Einen Tag danach wurde durch Rundverfügung des Reichs­
kommissars jüdischen Notaren die Amtstätigkeit untersagt.14 
Und am 4. April 1933 wurde durch Runderlaß ein Vertretungs­
verbot für jüdische Rechtsanwälte in Preußen ausgesprochen, 
das sich auf alle Fälle bezog, in denen Anwaltszwang bestand. 
Dem war am 1. April 1933 der von der Naziführung erklärte 
Boykott jüdischer Geschäfte, Ärzte und Rechtsanwälte vor­
ausgegangen.

Von einschneidender Bedeutung war das Gesetz über die 
Zulassung zur Rechtsanwaltschaft vom 7. April 1933 (RGBl. I 
S. 188). Danach konnte die Zulassung von Rechtsanwälten, die 
im Sinne des Gesetzes zur Wiederherstellung des Berufs­
beamtentums vom gleichen Tage (RGBl. I S. 175) „nicht ari­
scher Abstammung“15 waren, versagt oder zurückgenommen 
werden. Auf der Grundlage dieses Gesetzes wies der 
Preußische Justizminister den Kammergerichtspräsidenten 
von Berlin und die Oberlandesgerichtspräsidenten an, eine 
Liste der „nicht arischen“ Anwälte vorzulegen.16 Nach der 
Statistik für die ehemaligen preußischen Gebiete waren An­
fang April 1933 insgesamt 11814 Rechtsanwälte zugelassen; 
davon waren 3 515 (also etwa 30 Prozent) jüdischer Herkunft. 
Bis zum 1. Mai 1934 verloren 1 357 jüdische Anwälte ihre Zu­
lassung. Sie gerieten in eine finanzielle Notlage, und ein 
großer Teil von ihnen mußte als „Vertreter für Gegenstände 
täglichen Bedarfs“ mit monatlichen Einnahmen von etwa 150 
bis 200 Reichsmark auskommen.17

Aber auch bei den weiterhin praktizierenden jüdischen 
Anwälten verschlechterte sich die wirtschaftliche Situation ra­
pide: Nach einer Rundverfügung des Preußischen Justiz­
ministers vom 31. Mai 1933 wurde den Gerichten „anemp­
fohlen“, diese Anwälte nicht mehr als Armenanwälte und 
als Pflichtverteidiger beizuordnen.18 Überdies machte die na-
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